
dem Rechte eines Zahlungsempfängers, so wäre es 
eine bewußte Verletzung des von der Besatzungsmacht 
selbst und in Ausführung ihrer Befehle von den zu­
ständigen deutschen Behörden gesetzten Rechts durch 
die Finanzverwaltung, wenn sie die Anerkennung 
ihrer Zahlungspflicht, zumal diese ja nur durch eine 
konkludente Handlung des Kreditinstituts erfolgt war, 
aufrechterhalten würde. Es war und blieb danach — 
auch nach eingetretener Rechtshängigkeit — Sache der 
Verklagten, den Beweis dafür zu erbringen, daß die 
ihr ausgezahlten Guthaben als Zwischenguthaben zu 
Recht bestanden.

Wie das Oberlandesgericht im übrigen richtig aus­
führt, ist mit den Angaben der Verklagten und des 
Zeugen M. weder etwas zu beweisen noch glaubhaft 
zu machen. Mit Recht erklärt das Oberlandesgericht 
sogar, der Beweiswert dieser Angaben sei gleich Null. 
Ebenso richtig ist die Feststellung des Oberlandesge­
richts, daß die Prozeßführung der Verklagten recht 
befremdlich ist, daß die verspätete Vorlage der Spar­
kassenbücher verdachterregend wirkt und daß man 
letzten Endes, wo man auch hingreift, bei der Pro­
zeßführung der Verklagten auf Unwahrheiten oder 
auf verdachterregende Unwahrscheinlichkeiten stößt.

Diese Feststellungen und die vom Oberlandesgericht 
überdies noch völlig unberücksichtigt gelassene Tat­
sache, daß in der von dem Bankhaus Gebr. M. der 
Klägerin übermittelten Aufstellung der Neuguthaben 
bei den Kontennummem der Verklagten ersichtlich 
eine nachträgliche Änderung in der Weise vorge­
nommen wurde, daß jeweils die Zahl 5 in die Tau­
senderstelle gesetzt wurde, rechtfertigen die dringende 
Vermutung, daß auch die der Zeugin G. zur Grund­
lage ihrer Eintragung in das Sparkassenbuch der Ver­
klagten dienende, nicht mehr auffindbare Kontokarte 
Nr. 1 gefälscht war. Diese Sachlage muß, ganz abge­
sehen von der oben dargelegten besonderen gesetz­
lichen Regelung der Beweislast, auch nach allgemeinen 
Grundsätzen dazu führen, der Verklagten den Beweis 
für den Bestand ihres angeblichen Zwischenguthabens 
aufzuerlegen. Es folgt das aus der Pflicht des Gerichts, 
unter Berücksichtigung des gesamten Inhalts der Ver­
handlungen und des Ergebnisses einer etwaigen Be­
weisaufnahme nach freier Überzeugung über den Sach­
verhalt zu entscheiden (§ 286 ZPO).

Bei der gegebenen Sachlage kann es dahingestellt 
bleiben, ob die Verhandlungsmaxime und insbesondere 
die starre Regelung der Beweislast, wie sie sich in der 
früheren Rechtsprechung zu § 282 ZPO entwickelt hat, 
noch für die Zivilrechtsprechung der Gerichte un­
serer antifaschistisch-demokratischen Ordnung in vol­
lem Umfang gelten können oder ob sie nicht vielmehr 
insoweit eingeschränkt werden müssen, als sie dem 
Grundsatz der Erforschung der materiellen Wahrheit 
entgegenstehen. Denn nur die Verwirklichung dieses 
Grundsatzes kann zu lebensnahen und gerechten Ent­
scheidungen führen und entspricht der Stellung und 
den Aufgaben der Gerichte unserer antifaschistisch­
demokratischen Ordnung.

Es kann keine Rede davon sein, daß die Verklagte 
dieser Beweispflicht genügt habe; es muß vielmehr 
bei richtiger Würdigung des vom Oberlandesgericht 
festgestellten Sachverhalts der von der Verklagten zu 
führende Beweis als völlig mißlungen angesehen 
werden.

Da die entgegen dem Befehl der SMAD Nr. 01 vom 
23. Juli 1945 erfolgte Auszahlung aus § 134 BGB nich­
tig ist, hat die Verklagte das Empfangene nach den 
Grundsätzen über die ungerechtfertigte Bereicherung 
(§§ 812, 813 Abs. 2 BGB) zurückzuerstatten, ohne sich 
dabei auf einen Wegfall der Bereicherung berufen zu 
können (§ 819 Abs. 2 BGB; vergl. auch das Urteil des 
OG vom 20. September 1950 — 1 Zz 25/50 — in OGZ 
Bd. 1 S. 40 ff.*). Das Oberlandesgericht hätte somit der 
Berufung der Klägerin stattgeben und die Verklagte 
zur Rückzahlung verurteilen müssen. Da hiernach 
beide mit dem Kassationsantrag angegriffenen Urteile 
die §§ 282, 286 ZPO in Verbindung mit den vorstehend 
angeführten gesetzlichen Bestimmungen verletzen, sind 
sie aufzuheben.

*) NJ 1950 S. 451.

Strafrecht
Art. 6 der Verfassung; Abschn. II Art. Ill A III KRD

Nr. 38.
1. Art. 6 der Verfassung der Deutschen Demokrati­

schen Republik ergreift auch Vorbereitungshandlungen.
2. Der Organisator oder das Mitglied einer Organi­

sation, die Verbrechen gegen Art. 6 zum Ziele hat, be­
geht allein durch seine organisierende Tätigkeit bzw. 
seine Mitgliedschaft zu dieser Organisation ein Ver­
brechen gegen Art. 6 der Verfassung.

3. Zum Begriff der „Komplexhandlung“.
4. „Spionage“ als Kriegshetze im Sinne von Art. 6 

der Verfassung.
OG, Urteil 1 Zst (I) 3/52.*)

Aus den G r ü n d e n ;
. . .  Der Verurteilung der Angeklagten liegt der Art. 6 

Abs. 2 der Verfassung der Deutschen Demokratischen 
Republik sowie Abschn. II Art. Ill A III der Kontroll- 
ratsdirektive Nr. 38 zu Grunde.

Der Art. 6 ist ein Strafgesetz, das die Grundlagen 
unserer antifaschistisch-demokratischen Ordnung, ihre 
demokratischen Organisationen und Einrichtungen 
und damit auch die Staatsordnung der Deutschen De­
mokratischen Republik schützt. Mit der Existenz der 
Deutschen Demokratischen Republik, der Politik ihrer 
Regierung, ihren nationalen Einrichtungen und ihren 
Organisationen ist der Grundsatz des Einstehens für 
die Erhaltung des Friedens, des friedlichen Zusammen­
lebens mit allen Völkern, deren Achtung und Aner­
kennung verbunden.

Die Aufgaben des „Widerstandskreises der Jugend 
der Sowjetzone“ waren entsprechend den Zielen des 
„Bundes Deutscher Jugend“ in Westdeutschland und 
Westberlin demgegenüber auf Störung, Untergrabung 
und letzten Endes auf Sturz der bestehenden Ordnung 
in der Deutschen Demokratischen Republik gerichtet. 
Sie erstrebten zugleich die Vorbereitung eines neuen 
Krieges durch einen vielgestaltigen Kampf gegen die 
der Remilitarisierung aktiv widerstrebenden Kräfte 
und gegen die Politik des Friedens, wie sie von der 
Regierung der Deutschen Demokratischen Republik 
verfolgt wird. Die Methode des BDJ wird gekenn­
zeichnet durch militärische Propaganda und Kriegs­
hetze, die sich von den verschiedenen Formen der 
Hetzpropaganda durch Wort, Schrift und persönliche 
Beeinflussungen, Drohungen und Terror bis zur Ge­
walt, der Bildung von bewaffneten Banden zum Ein­
satz gegen die Republik steigern. Hiermit unlösbar 
verbunden ist die Entfaltung von zügellosem Haß 
gegen die Sowjetunion und deren Völker.

Der „Widerstandskreis“ ist demnach eine verbreche­
rische Organisation mit den tatsächlich festgestellten 
und rechtlich als Boykotthetze, militaristische Propa­
ganda, Kriegshetze und Entfachung und Bekundung 
von Völkerhaß zu würdigenden Zielen, die sämtlich 
gegen den Art. 6 der Verfassung verstoßen.

Es ist nunmehr zu untersuchen, welche rechtliche 
Bedeutung die Zugehörigkeit der Angeklagten zu 
diesem „Widerstandskreis“ hat und wie die von ihnen 
begangenen einzelnen Handlungen strafrechtlich zu 
beurteilen sind.

Art. 6 der Verfassung der Deutschen Demokratischen 
Republik ist ein Gesetz, das Verbrechen besonders 
gefährlichen Charakters für die antifaschistisch-demo­
kratische Ordnung unter Strafe stellt. Diese Verbrechen 
müssen bereits in ihrem Keim erfaßt und ihrer Ge­
fährlichkeit entsprechend schon in dem frühesten 
Stadium verbrecherischer Betätigung erstickt werden 
(vgl. B e n j a m i i n , N J  1951 S. 430).

Dieser Notwendigkeit entspricht es, wenn nicht nur 
die Vollendung und der Versuch derartiger Verbrechen 
unter Strafe gestellt werden, sondern auch bereits Vor­
bereitunghandlungen. Das kann, wie es zum Beispiel 
in den durch KRG Nr. 11 aufgehobenen §§ 80 ff. des 
StGB der Fall war, dadurch geschehen, daß — sonst 
straflose — Vorbereitungshandlungen ausdrücklich 
unter Strafe gestellt werden. Andere Gesetzgebungen

*) Zu diesem und dem nachfolgenden Urteil vgl. die Aus­
führungen von Frau Dr. B e n j a m i n  auf S. 244 f. dieses 
Heftes.
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